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§ 1 

Geltungsbereich 
 
Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der 
Stadt Hofgeismar.  
 

§ 2 

Herstellungspflicht 
 
(1) Bauliche oder sonstige Anlagen, bei denen 
ein Zu-oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, 
dürfen nur errichtet werden, wenn Stellplätze in 
ausreichender Zahl und Größe sowie in geeig-
neter Beschaffenheit, einschließlich für Kraft-
fahrzeuge von Menschen mit Behinderungen, 
hergestellt werden (notwendige Stellplätze). 
Diese müssen spätestens zum Zeitpunkt der 
Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der 
baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt 
sein. Die Herstellungspflicht für Fahrradab-
stellplätze nach § 52 Abs. 5 HBO bleibt unbe-
rührt.  
 
(2) Änderungen oder Nutzungsänderungen von 
baulichen oder sonstigen Anlagen dürfen nur 
erfolgen, wenn der hierdurch ausgelöste Mehr-
bedarf an Stellplätzen in ausreichender Zahl 
und Größe, sowie in geeigneter Beschaffenheit 
hergestellt wird (notwendige Stellplätze). Ein 
Neubau nach Abbruch von Gebäuden mit ei-
nem vergleichbaren Nutzungszweck gilt als 
Änderung in diesem Sinne.  
(3) Der Ausbau von bisher gewerblich genutz-
ten Gebäudeteilen zu selbstständig nutzbaren 
Wohnungen in den Bereichen der Zone 1 nach 
§ 4 Abs. 1 S. 3 löst keinen Mehrbedarf im Sin-
ne dieser Satzung aus.  
 
 

§ 3 

Größe 

 
Stellplätze müssen so groß und so ausgebildet 
sein, dass sie ihren Zweck erfüllen. Im Übrigen 
gilt die Verordnung über den Bau und Betrieb 
von Garagen und Stellplätzen (GaVO vom 17. 
November 2014, GVBl. I Seite 286).  
 

§ 4 

Zahl 

 
(1) Die Zahl der nach § 2 herzustellenden 
Stellplätze bemisst sich nach der dieser Sat-
zung beigefügten Anlage 1, die verbindlicher 
Bestandteil dieser Satzung ist. Dabei wird zwi-
schen zwei Zonen unterschieden. Zone 1 sind 
die in der Anlage 2 kartographisch dargestell-
ten Bereiche sowie Flächen, welche selbst und 
in direkter Nachbarschaft eine geschlossene 
Bauweise aufweisen. Zone 2 gilt für alle übri-
gen Flächen innerhalb der Stadt Hofgeismar, 
die nicht der Zone 1 angehören.  
 
(2) Für bauliche und sonstige Anlagen, deren 
Nutzungsart in der Anlage nicht aufgeführt ist, 
richtet sich die Zahl der Stellplätze nach dem 
voraussichtlichen tatsächlichen Bedarf. Dabei 
sind die in der Anlage für vergleichbare Nut-
zungen festgesetzten Zahlen als Richtwerte 
heranzuziehen.  
 
(3) Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nut-
zungen bemisst sich die Zahl der erforderli-
chen Stellplätze nach dem größten gleichzeiti-
gen Bedarf. Die wechselseitige Benutzung 
muss auf Dauer gesichert sein.  
 
(4) Steht die Gesamtzahl in einem offensichtli-
chen Missverhältnis zum tatsächlichen Bedarf, 
so kann die sich aus der Einzelermittlung er-
gebende Zahl der Stellplätze entsprechend 
erhöht oder ermäßigt werden.  
 
(5) Bei der Stellplatzberechnung ist jeweils ab 
einem Wert der ersten Dezimalstelle ab fünf 
auf einen vollen Stellplatz aufzurunden.  
 

§ 5 

Ersetzung notwendiger Stellplätze durch 

Abstellplätze für Fahrräder 
 
(1) Nach § 52 Abs. 4 S. 1 HBO können bis zu 
einem Viertel der notwendigen Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge durch die Schaffung von Ab-
stellplätzen für Fahrräder ersetzt werden. Da-
bei sind für einen notwendigen Stellplatz vier 
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Abstellplätze für Fahrräder herzustellen; diese 
werden zur Hälfte auf die Verpflichtung zur 
Schaffung notwendiger Abstellplätze ange-
rechnet.  
 

§ 6 

Beschaffenheit 

 
Stellplätze müssen ohne Überquerung anderer 
Stellplätze ungehindert erreichbar sein.  
 

§ 7 

Standort 

 
Stellplätze sind auf dem Baugrundstück herzu-
stellen und dauerhaft zu unterhalten. Ist die 
Herstellung auf dem Baugrundstück ganz oder 
teilweise nicht möglich, so dürfen sie auch auf 
einem anderen Grundstück in unmittelbarer 
Nähe zum Baugrundstück (bis zu 100 m Fuß-
weg) hergestellt werden, wenn dessen Nut-
zung zu diesem Zweck sowohl öffentlich-
rechtlich als auch zivilrechtlich das Nutzungs-
recht im Grundbuch gesichert ist.  
 

§ 8 

Ablösung 
 
(1) Die Herstellungspflicht nach § 2 für PKW-
Stellplätze kann auf Antrag durch Zahlung 
eines Geldbetrages ganz oder teilweise abge-
löst werden, soweit die Herstellung des Stell-
platzes aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen nicht möglich ist. Ein Ablösungsan-
spruch besteht nicht.  
 
(2) Über den Antrag entscheidet der Magistrat.  
 
 
(3) Die Höhe des zu zahlenden Geldbetrages 
beträgt ab Eintritt der Rechtskraft dieser Sat-
zung bis einschließlich dem Jahr 2020 -2.000 
EUR je Stellplatz und erhöht sich gegenüber 
dem Vorjahr um je 2 v. H. pro weiterem Kalen-
derjahr. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Be-
rechnung ist der Zeitpunkt der Antragsstellung 
auf Ablösung.  
 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 
Nr. 23 HBO handelt, wer entgegen  

• § 2 Abs. 1 bauliche und sonstige Anla-
gen, bei denen ein Zu-oder Abgangsverkehr 
zu erwarten ist, errichtet, ohne Stellplätze in 
ausreichender Zahl und Größe sowie in ge-
eigneter Beschaffenheit hergestellt zu ha-
ben.  

• § 2 Abs. 2 Änderungen oder Nut-
zungsänderungen von baulichen oder sons-
tigen Anlagen vornimmt, ohne den hier-
durch ausgelösten Mehrbedarf an geeigne-
ten Stellplätzen in ausreichender Zahl und 
Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit 
hergestellt zu haben.  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 15.000 EUR geahndet 
werden.  

(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 
602), zuletzt geändert durch Art. 5 G v. 
27.8.2017 (BGBl I S. 3295) findet in seiner 
jeweils gültigen Fassung Anwendung.  

(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Magist-
rat/Gemeindevorstand.  
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